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„Auf dem richtigen Weg“
Lebhaftes Echo des Bonner Abkommens

Bonn (TP ) . Das Abkommen zwischen der
Bundesregierung und der alliierten Kommis¬
sion hat in der ganzen Welt ein lebhaftes
Echo gefunden .

Bin Sprecher des amerikanischen
Außen m 'i nisteriums erklärte : „Das
Versprechen der Bundesregierung , die Ent¬
militarisierung im Gebiet der deutschen Bun¬
desrepublik aufrechtzuerhalten , gibt uns das
Gefühl , daß wir uns auf dem richtigen Wege
befinden , wenn wir versuchen , Deutschland
wieder in die europäische Gemeinschaft zu¬
rückzuführen .“ Die „New York Herald
Tribüne “ bezeichnet die gemachten Zu¬
geständnisse als einen entscheidenden Gewinn
für Deutschland und Westeuropa , während
die „New York Times “ schreiben : „Durch
diese Zugeständnisse auf dem Verhandlungs¬
weg und nicht als Diktat haben die West¬
mächte den nach dem ersten Weltkrieg be¬
gangenen Fehler zu vermeiden gesucht .“

Imbritischen Außenministerium

wurde es begrüßt , daß Dr . Adenauer sich bis¬
her gegenüber den politischen Strömungen
in Deutschland habe durchsetzen können , deren
politische Zielsetzung jede konstruktive Poli¬
tik zwischen Deutschland und dem Westen
unmöglich machen würde . Auch die britische
Presse beurteilt das Viermächte -Abkommen
im großen und ganzen wohlwollend . Die un¬
abhängigen „Time s“ nennen das Abkommen
ein bemerkenswertes Beispiel besonders der
Vernunft und der staatsmännischen Kunst .
Das Blatt der Arbeiterpartei , der „D a i 1 y
H e r a 1 d“

, erblickt darin einen neuen Schritt ,
um Westdeutschland zu einer freien Demo¬
kratie und einem friedliebenden Mitglied der
europäischen Völkergemeinschaft zu machen .
Der konservative „Daily Telegraph “
spricht von einem neuen Anfang für Deutsch¬
land und einer gesicherten Zukunft für alle .
Der liberale „Manchester Guardian “
ist zwar mit dem Abkommen als einer vor¬
läufigen Lösung zufrieden , empfiehlt jedoch
erneute Behandlung des deutschen Problems
durch die vier Großmächte .

Nächtliche Sturmszenen
Schwere Zusammenstöße zwischen Schuma¬
cher und Adenauer — Oppositionschef für 20

Sitzungstage ausgeschlossen
Von unserem TP -K orrespondenten

v .W . Bonn . Mit dem Ausschluß des Oppo¬
sitionsführers Dr . Kurt Schumacher aus dem
Bundestag für zwanzig Sitzungstage hat die
Nachtsitzung des Plenums , die am Donnerstag
um 10 Uhr vormittags begann und der Er¬
örterung des Petersberg -Abkommens dienen
sollte , in den frühen Morgenstunden des
Freitag ihr Ende gefunden . Die Kluft zwi¬
schen Bundeskanzler Dr . Adenauer und Dr .
Kurt Schumacher scheint zur Stunde unüber¬
brückbar . Dr . Adenauer ließ am Freitag in
der Bonner Presse -Konferenz erkennen , daß
er nunmehr die nächsten Schritte vom Füh¬
rer der Opposition erwarte . 5

Was ist geschehen ? Bei der Erörte¬
rung des Ruhrstatuts und damit verbun¬
den des Beschlusses der Bundesregierung , an¬
stelle eines Beobachters nunmehr einen
stimmberechtigten Vertreter in dieses bereits
seit längerem arbeitende Gremium zu entsen¬
den , erklärte der Kanzler in seiner zweiten
nächtlichen Rede : „Ich muß feststellen , daß
die sozialdemokratische Fraktion bereit ist .
eher die ganze Demontage bis zum Ende ge¬
hen zu lassen , als anstelle eines Beobachters
einen Vertreter in die Ruhrbehörde zu ent¬
senden .“ (Zwischenrufe auf beiden Seiten des
Hauses , erregtes Klappern der Pultdeckel ,
fragender Zuruf der Opposition : „Sprechen
Sie als deutscher Kanzler ?“) .

Diese Frage ging auf die Erklärung des
Kanzlers hinaus , derzufolge der britische
Hohe Kommissar Sir Brion Robertson
dem Bundeskanzler die Entscheidung vorge¬
legt hatte : Demontagen mit Sicherheitsgaran¬
tien (Ruhr -Statut ) oder überhaupt keine De¬
montage -Diskussion 1

Schumacher , den Zuruf seiner Frak¬
tion auf greifend , rief in das Plenum : „D e r
Bundeskanzler der Alliierten !“
(Proteste , Androhung von Handgreiflichkei¬
ten , Ordnungsrufe des Präsidenten , Lärmsze¬
nen der von der Dauersitzung übermüdeten
Abgeordneten und das Verlangen dej- Regie¬
rungskoalition nach formeller Entschuldi¬
gung ) . Eine Fortsetzung der De¬
batte war nicht . möglich . Der Bun¬
destagspräsident berief sofort den Ältestenrat
und unterbrach damit die Sitzung . Das war
um 3.30 Uhr früh .

Hundert Minuten lang versuchte der Älte¬
stenrat eine Lösung dieser bisher einmaligen
Situation zu finden . Der Kanzler erklärte sich,
wie er der Presse zwölf Stunden später mit¬
teilte , bereit , eine mit dem Ausdruck des Be¬
dauerns auszusprechende Entschuldigung des
Oppositionschefs als Erledigung dieser Ange¬
legenheit zu betrachten . Dr . Schumacher sei¬
nerseits fühlte sich jedoch ebenfalls beleidigt ,
und zwar (wie er in einer am Freitagmorgen
um 7 Uhr einberufenen Pressekonferenz
sagte ) durch den Vorwurf des Kanzlers , die
Opposition sei eine „Demontage -Partei “ . Eine
Einigung war unmöglich .

Um 6. 10 am Fteitag trat das Plenum er
neut zusammen , zu einer Zeit , da die Opposi¬
tion noch eine Fraktions -Sitzung abhielt . Als
Dr . Köhler in seiner Eigenschaft als Bun¬
destagspräsident die Sitzung nach der Billi¬
gungs -Entschließung der CDU/CSU über die
Abmachung des Kanzlers mit den Hohen
Komissaren beendete und damit dem KPD-
Abgeordneten Renner keine Möglichkeit
mehr ließ , zur Geschäftsordnung zu sprechen ,
entfernten sich auch die KP -Abgeordneten un¬
ter lautem Protest und „Diktatur “-Rufen aus
dem Plenarsaal . Der Bundestag billigte dann
die Außenpolitik des Bundeskanzlers und
lehnte die Mißbilligungsanträge der SPD und
KPD mit den Stimmen der Regierungspar¬teien und der Bayempartei ■ab . — Die bisher
stürmischste und — wie der Bundeskanzler
Befürchtet — eine die deutschen Interessen im
Ausland stark beeinträchtigende Sitzung des
Deutschen Bundestages war damit beendet .

Wie es weitergehen soll , weiß noch nie¬
mand . Die SPD veröffentlichte am Freitag
Nachmittag eine Erklärung , in der sie von
„scharfen Beleidigungen und Verdächtigun¬
gen durch den Bundeskanzler “ sprach ; dabei
gab sie jedoch zu verstehen , daß sie trotzdem
auf die parlamentarische Kontrolle dieser
Bundesregierung nicht verzichte , d . h . daß sie
auch fernerhin im Plenum und in den Aus¬
schüssen mitarbeiten wird , obwohl — wenn
der Ausschluß -Beschluß bestehen bleibt — der
Fraktionschef Dr . Schumacher Draktisch bis
zum Frühjahr 1950 das Haus nicht mehr be¬
treten darf (denn vorher dürften die zwanzig
Sitzungstage , von denen er ausgeschlossen ist ,kaum beendet sein ) . Die Opposition betrachtet
den Vorfall als Zeichen dafür , daß die Regie¬
rungsparteien versuchen , „die Opposition im
Bundestag mit rechtswidrigen Mitteln auszu¬
schalten “ . Sie sieht in der Geschäftshandha¬
bung des Bundestagspräsidenten , der Dr .
Schumacher neben dem Ordnungsruf als
zweite Strafe von den Sitzungen ausschloß ,eine entscheidende Verletzung seiner Pflich¬
ten . Sie kündigt daher „schärfsten Kampf ge¬
gen die fortgesetzten Versuche der Regierungund ihrer Parteien “ an , den Boden der par¬lamentarischen Demokratie zu verlassen und
ein „autoritäres Regime “ zu Lasten des Vol¬
kes zu errichten .

Der Regierungschef sieht nach sei¬
nen Äußerungen vor der Presse in der Be¬
leidigung durch den Oppositionschgf weniger
eine Kränkung seiner Person , als vielmehr
eine Beleidigung des deutschen Bundeskanz¬
lers . des Parlamentes und damit jenes Teiles

des deutschen Volkes , das den Regierungs¬
und den ihr nahestehenden Parteien durch
die Wahl am 14. August sein Vertrauen aus¬
gesprochen hat . Dr . Adenauer befürchtet , daß
ohne eine Bereinigung dieser Beleidigungs -
Affaire seine Handlungsfähigkeit gegenüber
dem Ausland beeinträchtigt wird . Er hat ver¬
anlaßt , daß das Magnetofonband , auf das die
ganze Nachtsitzung durch den Nordwestdeut¬
schen Rundfunk aufgenommen wurde , zur
Weiterverfolgung der Dinse von Köln unver¬
züglich nach Bonn überführt wird , um den
tatsächlichen Ablauf davon abhören zu
können

„Ich kann nur sagen “
, meinte Dr . Adenauer ,

„daß der Verlauf der Nachtsitzung beim deut¬
schen Vdlk wenig Verständnis finden wird
und dem Gedanken der Demokratie nur sehr
wenig zuträglich sein dürfte .“

Nach einer seit Donnerstag 10 Uhr vormit¬
tags nahezu ohne Unterbrechung durchge¬
führten Sitzung des Plenums und nach einer
nur kurzen „Ruhepause “ am Freitag vor
mittag , die durch eine lange Kabinetts -Sit¬
zung belegt war , machte der 73jährige Kanz¬
ler trotz der ihm anzumerkenden inneren Er¬

legung über die Vorgänge in der vorangegan¬
genen Nacht am Freitag nachmittag vor der
Presse einen überaus frischen Eindruck . Er
begab sich anschließend wiederum in eine
Kabinetts -Sitzuhs

Biersteuer bleibt Bundessache . . Der wirt¬
schaftliche Ausschuß des Bundestages beriet
am Dienstag den Antrag , die Gesetzgebung
in der Biersteuer dem Lande Bayern vor¬
zubehalten . Die überwiegende Mehrheit des
Ausschusses war für Ablehnung des Antrages ,
so daß die Biersteuer -Gesetzgebung nunmehr
beim Bund verbleiben wird . (TP)

So verlief es
Auszug aus dem Protokoll des Bundestages

Von unserem TP -K orrespondenten
Wir hatten Gelegenheit , einen stenografischenBericht unseres Bonner v .W . - Korrespondentenüber die dramatische Donnerstag - Freitag -

Nachtsitzung des Bundestages in Bonn zu er¬
halten . Hier ist er :

Der Kanzler : „Meine Damen und Her¬
ren ! Ich stelle fest — ich muß das nach den
letzten Reden des Herrn Kollegen Ollenhauer
leider feststellen — daß die sozialdemokrati¬
sche Fraktion bereit ist , eher die ganze De- •
montage bis zum Ende gehen zu lassen , als
anstelle eines Beobachters einen Vertreter in
die Ruhrbehörde zu entsenden . (Lebhafter
Beifall bei den Regierungsparteien . — Nicht¬
verständliche Zurufe des Abgeordneten Dr .
Schumacher . — •Zuruf rechts : „Ihre eng¬lischen Freunde versagen .“ — Zuruf bei der

Schwarze Flagge eingeholt
Demontage -Kolonnen wurden heimgeschickt

Von unserem TP -K orrespondenten
v . W. Bonn . Noch während Bundeskanzler

Adenauer am Donnerstag seine Erklärung vor
dem Bundestag abgab , hatten die Behörden
der Westmächte bereits Anweisung gegeben ,die Demontage - Arbeiten in den 20
westdeutschen und Berliner Betrieben ein¬
zustellen , die von der Liste gestrichenwurden . Die Demontagekolonnen , die am Frei¬
tag früh zur Arbeit in den Betrieben erschie¬
nen , wurden heimgeschickt . In manchen Be¬
trieben wurde die bei Beginn der Demontage -
aiheiten aufgezogene schwarze Flagge durch
die schwarz -rot -goldene Fahne ersetzt . In den
meisten noch , auf der Demontageliste stehen¬
den Betriebe sind die Abbauarbeiten größten¬teils beendet . Man nimmt an , daß die Demon¬
tagen Anfang nächsten Jahres völlig abge¬schlossen sein werden

Sympathiestreik für Schumacher
Belegschaft der Deutschen Werft demonstrierte

Hamburg (TP ) . Die Belegschaft der
Deutschen Werft in Hamburg hat am
Freitag nachmittag für eine Viertelstunde die
Arbeit niedergelegt . Sie protestierte damit
gegen den Ausschluß Dr . Schumachers
für 20 Sitzungstage . Die Industrie -Gewerk¬
schaft Metall in Hamburg wandte sich gegendas Vorgehen der Werftarbeiter . Sie erklärte ,der Ausschluß Dr . Schumachers sei Angelegen¬heit der Parteien . Eine Einmischung der Ge¬
werkschaften entspreche , nicht ihrer partei¬politischen Neutralität .

Es geht um das Vertrauen
Überprüfung des Besatznngs -Statuts

im Herbst 1950
Von unserem TP -K orrespondenten

v .W. Bonn . Einen Tag nach der Veröffent -
lichung der dentsch -alliierten Abmachungenin Bonn , Washington , London und Paris hiel¬
ten am Freitag die Hohen Kommissare auf
dem Petersberg bei Bonn erstmalig eine drei¬
sprachige Pressekonferenz mit den am Bun¬
dessitz akkreditierten in - und ausländischen
Journalisten ab .

Als derzeitiger Wortführer der Hohen Kom¬
missare sprach Sir Brion Robertson aus ,daß die Abmachungen des deutsch -alliierten
Protokolls die westdeutsche Entwicklung bis
zum Herbst 1950 , dem Zeitpunkt der Über¬
prüfung des Besatzungs -Statuts , bestimmen
sollen . Sie sollten nicht als „Sprungbrett für
weitere deutsche Forderungen “ angesehen
werden . Der alliierte Hohe Kommissar be¬
tonte die Überzeugupg , daß die Westmächte
mit den jetzigen Zugeständnissen einen groß¬
zügigen , man könne sagen : den größtmögli¬
chen Beitrag geleistet hätten .

Zu den Zusicherungen des Bundeskanzlers
über eine Zusammenarbeit erklärte Robert¬
son , daß die Alliierten größtes Ver¬
trauen zur deutschen Bundesre¬
gierung hätten . Der Kanzler habe gleich¬
zeitig versichert , daß die Bundesregierung
ihren Einfluß und ihre Autorität einsetzen
würde , um den Rest des Demontage -Pro¬
gramms ohne Widerstand und schnellstens
abzuwickeln .

Über den Punkt 9 der deutsch -allnerten
Abmachungen , der die Frage der Beendigung
des Kriegszustandes betrifft , zeigte sich Ro¬
bertson in seiner Auffassung von der des
Bundeskanzlers abweichend . Adenauer hatte
von einer „praktischen Beendigung des Kriegs¬
zustandes “ gesprochen , Robertson legte das
Wort „praktisch “ sprachlich offenbar anders
aus . Wie es ja überhaupt eine Schwierigkeit
in der Verhandlung zwischen den Partnern
drei verschiedener Sprachen ist , sich auf die
Dauer Dräzise und eindeutig auszudrücken .
Die für die deutschen Belange wichtige Frage :
warum Salzgitter nicht in den Demon -
tagestop einbezogeiu worden ist , beantwortete
Sir Brion Robertson dahin , daß die Werke
von Hermann Göring für Zwecke des Krieges
gebaut wurden und daß außerdem die Not¬
wendigkeit , sie weiterzuführen , nicht erwie¬
sen sei.

Der französische Hohe Kommissar Fran -
Sois - Poncet , der im allgemeinen als Ken¬
ner der deutschen Verhältnisse sehr häufig zu
derartigen Fragen Stellung zu nehmen pflegt ,
sagte auf der Pressekonferenz kein Wort und
beantwortete auch die von den Korrespon -
ten seines Landes gestellten Fragen nicht .

VOM TAGE
Bundespräsident empfing Heilsarmee -Gene¬

ral. Bundespräsident Prof . Theodor Heuss
empfing am Freitag den General der briti¬
schen Heilsarmee Osborne und den Beauf¬
tragten der Heilsarmee in Deutschland . (TP)

Manstein -Verteidiger fordert Freispruch. Im
Hamburger Prozeß gegen den ehemaligen
Generalfeldmarschall von Manstein forderte
der britische Verteidiger einen ehrenvollen
Freispruch . Das Urteil wirt etwa in zwei Wo¬
chen erwartet . (TP)

Aus Rußland heimgekehrt . Im Heimkehrer¬
lager Moschendorf bei Hof trafen am Freitag
634 deutsche Kriegsgefangene aus der Sowjet¬
union ein . 187 Heimkehrer werden nach Würt¬
temberg -Baden weitergeleitet . Die Kriegs¬
gefangenen kommen aus den Lagern Moskau
und Dnjepropetrowsk . (TP)

Referat für jüdische Angelegenheiten . Das
Bundesinnenministerium beabsichtigt , ein Re¬
ferat für jüdische Angelegenheiten zu errich¬
ten . Dieses Referat soll den deutschen Juden
die Gewißheit geben , daß die Bundesregierung
alles tut , um die staatspolitischen Rechte der
Juden zu wahren . (TP )

Für rasche Beendigung der Entnazifizierung.
Der Leiter der Abwicklungsstelle des Würt¬
temberg - badischen Entnazifizierungsministe¬
riums , Landrat Schröter , befürwortete eine
möglichst schnelle Beendigung der Entnazifi¬
zierung . Es müsse aber ein Büro für die so¬
genannten Argentiniendeutschen eingerichtet
werden . (TP)

KZ-Kommandant -zum Tode verurteilt . Ein
belgisches Militärgericht verurteilte den frühe¬
ren Kommandanten eines Konzentrationslagers
in der Nähe von Antwerpen , Adolf Schmidt ,
wegen Verbrechern gegen die Menschlichkeit
zum Tode . . (TP)

Francois -Poncet spricht in Koblenz . Der
französische Hohe Kommissar , Frangois -Pon -
get, spricht am 2. Dezember in Koblenz über
deutsch -französische Wirtscbaftsfragen . (TP)

wörtlich . . .
SPD : „Eine britische Taktlosigkeit , das sind
wir ja gewöhnt .“)

Meine Damen und Herren , zu dieser Frage
muß die Opposition Stellung nehmen . Das ist
die Frage , um die es sich handelt und keine
andere Frage . ‘(„Sehr richtig !“ — bei den Re¬
gierungsparteien )

Ist sie bereit , einen Vertreter in die Ruhr -,
behörde zu schicken oder nicht ? Und wenn
sie erklärt : nein , dann weiß sie auf Grund
der Erklärungen , die mir die maßgebende
englische Stelle (Unruhe, " Zwischenrufe der
SPD ) — General Robertson hat mir diese
Erklärung gemacht — abgegeben hat , daß die
Demontage bis zum Ende durchgeführt wird “.
(Abgeordneter Dr . Schumacher : „Das ist nicht
wahr !“ — Gegenrufe bei den Regierungspar¬
teien — Zurufe bei der SPD : „Sprechen Sie
als deutscher Kanzler ? Wo steht denn das “
Schumacher : „Der Bundeskanzler
der Alliierten “ . — Stürmische Protest¬
rufe in der Mitte und rechts . — Großer Lärm
und Klappern mit den Pultdeckeln . — Glocke
des Präsidenten . — Fortgesetzte Pfuirufe in
der Mitte und rechts . — Abgeordnete der
SPD und CDU erheben sich von den Plätzen
und führen erregte Auseinandersetzungen . —
Glocke des Präsidenten .!

Präsident Dr . Köhler : „Herr Abge¬ordneter Dr . Schumacher ! Für diese Bezeich¬
nung des Bundeskanzlers als .Bundeskanzler
der Alliierten * rufe ich Sie zur Ord¬
nung ! Herr Bundeskanzler , fahren Sie bitte
fort . (Fortdauernder Lärm . — AbgeordneterOllenhauer : „Herr Adenauer hat ihn
herausgefordert und niemand anders !“ —
Weitere erregte Zurufe und persönliche Aus¬
einandersetzungen . Glocke des Präsidenten .)

Ich habe den Herrn Abgeordneten , Herrn
Dr . Schumacher , zur Ordnung gerufen . (Zu¬
rufe in der Mitte : „Das genügt nicht “. — Ab-
geordnter Strauß/CDU : „Entschuldigen Sie
sich , Herr Dr . Schumacher , sonst ziehen wir
aus dem Parlament aus “ . — Bundeskanzler
Dr . Adenauer verläßt die Redner -Tribüne . —
Abgeordneter Dr . ö Ilers (FDP ) : „Herr Prä¬
sident , ich beantrage die sofortige Einberu¬
fung des Ältestenrates . Bitte um Abstim¬
mung “ . — Fortgesetzte große Unruhe .)

Fortsetzung auf der 2 . Seite

heute mit 10 Seiten :
Ausführliche Berichte aus Bonn
Reportagen aus aller Welt , Er¬
zählungen und Heimat - Nach¬
richten aus Stadt und Land .
Neuer Roman : Liebe auf Umwegen .
Beilagen : Zum Sonntag

Unser Rundfunk
Der Lauerturm

Allen Besuchern von nah und fern ent¬
bietet die Heimatzeitung ein

fyerältcfjes Sßiüfeommeit
äur (Sttliitger 12Beif)nad)tsmeffe 1949
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Vor einem Vertrauensvotum Wirtsdiafts -tiadinMen

US-Abgeordneter beschuldigt die Sowjets —
Gerüchte um allgemeine Dienstpflicht — Radio

Moskau dreht den Spieß um
Washington (TP). Der amerikanische

Abgeordnete Price beschuldigte die Sowjet¬
union , sie baue in ihrer Besatzungszone im
Widerspruch zum Potsdamer Abkommen ein
sowjetisch kontrolliertes deutsches Heer auf.

Price behauptete , das in der Sowjetzone aus¬
gebildete Heer , das man schamhaft Polizei¬
truppe nenne , sei jetzt schon 50 000 Mann
stark . Sobald diese Armee die Stärke von
100 000 Mann erreicht habe , werde die Sowjet¬
union den Abzug aller Besatzungs¬
truppen aus Deutschland verlangen . Einem
derartigen Schachzug könnten die Alliierten
in Westdeutschland nichts entgegensetzen . Bei
einem tatsächlichen Abzug der Besatzungs¬
truppen würde ganz Deutschland dieser sow¬
jetisch kontrollierten deutschen Armee in
die Hände fallen .

*

Aus London verlautet dazu , die Polizei¬
streitkräfte in der Ostzone beliefen sich nach
neuesten britischen Informationen auf über 35
militärisch ausgebildete Bereitschaften , deren
Zahl auf 50 erhöht werden solle . Diese Bereit¬
schaften hätten mit Polizei - und Sicherheits¬
aufgaben nichts zu tun . Sie seien in Kom¬
pagnien eingeteilt und mit Handfeuerwaffen
und Infanteriegeschützen bewaffnet .

Im Zusammenhang damit verdichten sich
die Gerüchte , die von einer bevorstehenden
Einführung der allgemeinen Dienst¬
pflichtin der Ostzone wissen wollen . So
wird aus Stockholm berichtet , auf einer
Geheimsitzung in den Amtsräumen des ost¬

deutschen Innenministeriums sei bereits am l .
November beschlossen worden , dem Parlament
der „Deutschen Demokratischen Republik “ ei¬
nen Gesetzesvorschlag zu unterbreiten , der die
Einführung der obligatorischen Wehrpflicht
für die Volkspolizei vorsehe . Alle in der sow¬
jetrussischen Besatzungszone Deutschlands le¬
benden Deutschen zwischen 17 und 39 Jahren ,
wurden demnach zu einer zweijährigen Dienst¬
leistung in diesen Polizeiverbänden verpflich¬
tet . Ferner sollen — der Stockholmer Quelle
zufolge — in allernächster Zeit eine Reihe von
militärischen Anlagen errichtet werden , dar¬
unter drei große Flugnlätze in Mecklenburg ,
sowie weitere in der Nähe von Leipzig und
Brandenburg , Diese neuen Flugplätze würden
anfangs der Kontrolle der Sowjets unterstellt ,
aber nach der Schaffung einer erweiterten
deutschen Ostarmee dieser übergeben . Ferner
hätten die Sowjets die Absicht , 120 Stalin -
Panzer und 12 Torpedoboote der deutschen
Ostarmee zur Verfügung zu stellen . Nach wei¬
teren unbestätigten Gerüchten soll die ge¬
samte ostdeutsche Wehrmacht dem Oberbefehl
von Hans Adalbert G ä u m 1 e r , einem frühe¬
ren SS-Führer , unterstellt werden , der sich
zur Zeit noch in Moskau befinde .

Im Gegensatz dazu beschuldigt Radio
Moskau seinerseits die Westmächte , diese
würden in Westdeutschland militärische Ein¬
heiten organisieren , deren Gesamtstärke be¬
reits 470 000 Mann betrage . Diese Truppen
seien mit leichten Waffen . Artillerie -Kampf¬
wagen und gepanzerten Mannschaftswagen
ausgerüstet . Ferner bereite der ehemal : ge Ge¬
neral Student im Auftrag der Westalliier¬
ten die Aufstellung deutscher Luftstreitkräfte
vor .

aas Dr'rascne uioraitar , der Pfahl im Fleische
Spaniens , würde durch den Übergang Spa -
nisch -Marokkos in arabischen Besitz einen
argen Stoß erleiden . Es herrsche kein Zweifel
darüber , daß Franco überzeugt sei , daß er
einzig durch eine derartige Politik ein eifrig
gesuchter Bundesgenosse zu werden vermöge .

Noch 900 000 in Gefangenschaft
Hannover (TP ) . Wie die sozialdemokra -

tische Kriegsgefangenenhilfe feststellt , sollen
noch rund 1 Million deutscher Kriegsgefange¬
ner in osteuropäischen Staaten zurückgehalten
werden , darunter 900 .000 in der Sowjetunion .
Der Rest verteilt sich auf Polen , Albanien , die
Tschechoslowakei und Jugoslawien . Wie die
SPD-Kriegsgefangenenhilfe weiter errechnet ,
sollen von den rund 3% Millionen in der
Sowjetunion gefangen genommenen Deutschen
etwa 2 Millionen ums Leben gekommen sein.

Gesetzentwurf über
Entlassenen-Versorgung zurückgezogen

Stuttgart . Wie das Staatsministerium
auf Anfrage bestätigt , wurde der Gesetzent¬
wurf über die Versorgung entlassener Beam¬
ter , die aus politischen Gründen aus ihren
Stellungen im Laufe der letzten Jahre entfernt
wurden , inzwischen wieder zurückgezogen .
Der von der Staatsregierung im Landtag ein -
cebrachte Gesetzentwurf war bereits vom
Plenum in erster und zweiter Lesung beraten
worden . Als Grund für die Zurückziehung
>vird von zuständiger Seite angegeben , daß
r’ie Regelung der Entlassenen -Versorgungs -
frage Sache des Bundes sei.

Wie bereits gemeldet , stellte Wirtschaftsmi¬
nister Dr . Veit sein Landtagsmandat zur
Verfügung , da er dem Bundestag angehört .
Als Nachfolger wurde jetzt der Abgeordnete
Gustav Heller (SPD ) , Karlsruhe nominiert .

So verlief es wörtlich . . .
Fortsetzung von der 1 . Seite

Meine Damen und Herren ! Ich bitte Sie
einen Augeblick um Ruhe , damit wir die An¬
gelegenheit abwickeln können . Es liegt der
Antrag auf Unterbrechung der Sitzung und
auf sofortige Einberufung des Ältestenrats
angesichts der Schwere der Bezeichnung vor ,
die der Abgeordnete Dr . Schumacher ge¬
braucht hat . (Lebhafte Zustimmung bei den
Regierungsparteien .) Ich stelle fest , daß die
Mehrheit für die Unterbrechung ist . Ich un¬
terbreche die Sitzung und berufe sofort den
Ältestenrat ein“ . (Lebhafte Bravorufe und
Händeklatschen bei den Regierungs -Parteien .)

Vorschlag des Bundestags-Präsidenten
Die Sitzung wurde um 6.11 Uhr durch den

Präsidenten des Bundestages Dr . Köhler wie¬
der auf genommen .

Präsident Dr .K öh 1 er :
„Meine Damen und Herren ! Ich eröffne die

Sitzüng wieder . Wir haben uns im Ältesten¬
rat über den Zwischenruf , den der Herr Ab¬
geordnete Dr . Schumacher gegenüöer dem
Herrn Bundeskanzler mit den Worten : „Bun¬
deskanzler der Alliierten “ machte , sehr ein¬
gehend ausgesprochen . Es sind wiederholt
Versuche gemacht worden , den Herrn Abge¬
ordneten Dr . Schumacher zur Zurücknahme
seiner dem Herrn Bundeskanzler zugefügten
schweren Beleidigung zu bewegen . (Zurufe
von der CDU : „Und uns !“ — Abgeordnete Frau
Dr . Helene Weber (CDU/CSU ) : „Uns allen !“)

Und damit — das " füge ich hinzu — den :
Hause , dem Bundestag und damit der deut¬
schen Republik . („Sehr richtig !“ bei der CDU.)

Denn der Herr Bundeskanzler ist eine
Staatsfigur , davon müssen wir ausgehen . (La¬
chen bei der KPD . — Abgeordneter Rische :
„Machen Sie es mal nicht so dramatisch !“)

Wie ich es mache , Herr Abgeordneter , ist
meine Angelegenheit . Ich verbitte mir in der
Beziehung ein Korrigieren ein für allemal .
' Lebhafter Beifall und Händeklatschen in der
Mitte und rechts . Abgeordneter Renner
iKP ) : „Man kann es auch übertreiben “ .)

Meine Damen und Herren ! Ich habe dann
nach Rücksprache mit den Fraktionen als Ver¬
mittler den Herren Vertretern der sozialdemo¬
kratischen Fraktion folgenden Vorschlag über¬
mittelt : Herr Dr . Schumacher soll seine , dem
Herrn Bundeskanzler zugefügte schwere Be¬
leidigung in aller Form zurücknehmen , und
ich habe dann hinzugefügt — das war zwan¬
zig Minuten vor 6 nach meiner Uhr , davon
gehe ich ausdrücklich aus -- daß darnach der
Herr Bundeskanzler , wenn diese Entschuldi¬
gung erfolgt , im Laufe dieses Tages gern be¬
reit ist , sich mit Herrn Dr . Schumacher zu
unterhalten . Ich habe hinzugefügt : Um 6 Uhr
wird die Plenarsitzung wieder eröffnet . Ich
habe inzwischen einen Boten hinaufgeschickt .
Was haben Sie mir mitzuteilen ? — Ich höre
eben , es ist erklärt worden , die Beratungen
seien noch nicht beendet . (Unruhe und Zurufe
rechts : „Das geht zu weit !“)

Meine Damen und Herren ! Gestatten Sie
bitte , daß ich fortfahre : Ich habe ausdrück¬
lich betont , daß die Sitzung um 6 Uhr wieder
beginnt und sehe keine Veranlassung , eine
weitere etwaige Unterbrechung eintreten zu
lassen . Ich habe in der Aussprache mit den
Fraktionen festgestellt , daß die überwiegende
Mehrheit dieses Hauses in diesem Zwischen¬
ruf des Herrn Dr . Schumacher gegenüber dem
Herrn Bundeskanzler das Vorliegen des Tat¬
bestandes des § 91 der Geschäftsordnung ,
nämlich der gröblichen Verletzung der Ord¬
nung , erblickt . Ich bedauere , daß die Versuche ,
Herrn Dr . Schumacher zur Zurücknahme die¬
ses Zurufes zu bewegen , vergeblich geblieben
sind .

Ich mache nunmehr von meinem Recht und
meiner Verpflichtung gegenüber dem Herrn
Bundeskanzler (Zuruf in der Mitte : „Und
uns !“) und gegenüber dem Hause in Bezug
auf die Durchführung des § 91 der Geschäfts¬
ordnung Gebrauch , indem ich hiermit den
Herrn Abgeordneten Dr . Schumacher
wegen gröblicher Verletzung der Ordnung für
die Zeit von zwanzig Sitzungs -
Tagen von der Teilnahme an den Ver¬
handlungen des Bundestages ausschließe .“
(Beifall rechts und in der Mitte , Pfuirufe und
„Unerhört !“ von der KP . — Die SPD war zur
Zeit dieser Erklärung im Plenum nicht an¬
wesend , da sie noch an einer Fraktionssitzung
teilnahm .) .

„Deutsches Heer

Pariser Parlamentsdebatte ging weiter
Paris (TP). Die französische Nationalver¬

sammlung setzte am Freitag ihre außenpoli¬
tische Debatte fort. Die Abgeordneten werden
voraussichtlich in den späten Nachtstunden
über ein Vertrauensvotum für die Regie¬
rung abstimmen.

Zu Beginn der Vormittagssitzung waren nur
30 Abgeordnete , das sind weniger als 5% der
Nationalversammlung , erschienen . Die mei¬
sten Mitglieder des Hauses kamen erst in den
Nachmittagsstunden . Ein Abgeordneter des
linken Flügels kritisierte die französische Re¬
gierung , weil sie darauf verzichtet habe , von
Deutschland Wiedergutmachungsleistungen zu
fordern . Er gab ferner seiner Befürchtung
Ausdruck , daß die politische Eingliederung
Deutschlands in die europäische Völkerfa¬
milie zur militärischen Zusammenarbeit füh¬
ren werde .

Außenminister S c h u m a n erklärte zu
einer Anfrage über Kehl , die Verhandlungen
zwischen der französischen Regierung und
den Vertretern Sübbadens würden unter gün¬
stigen Voraussetzungen fortgesetzt .

Nur die Hälfte streikte
Die aus allen Teilen Frankreichs einlau¬

fenden Meldungen lassen darauf schließen ,
daß nur die Hälfte der Arbeiterschaft der
Aufforderung zu dem 24stündigen Ge¬
neralstreik Folge geleistet hat . Die Be¬
teiligung in der Schwerindustrie war stärker
als in der Beamtenschaft , den öffentlichen Be¬
trieben und dem Einzelhandel . In Dünkirchen
haben alle Dockarbeiter am Streik teiloenom -
men , ebenso in den Häfen von Marseille und
Cherbourg . In Paris wurde die Streikparole
bei weitem nicht von der Gesamtheit der Ar¬
beiter befolgt . Abgesehen von der Unter¬
grundbahn und den Autobuslinien , wo der
Verkehr ganz stilliegt , arbeiten die großen öf¬
fentlichen Verwaltungen mit reduziertem
Personal weiter . Der Verkehr bei den Eisen¬
bahnen und der Luftverkehr gehen teilweise
weiter , teils storken auch sie.

Wegen Sabotage ausgewiesen
. Das französische Innenministerium veröf¬

fentlichte ein Kommunique über die Haus¬
suchungen bei verschiedenen polnischen
Organisationen in Paris und in der Provinz .
Darnach belegen die beschlagnahmten Doku¬
mente die Tätigkeit der verschiedenen Ver¬
einigungen praktisch als Wirtschafts - und So¬
zialsabotage . 17 der verhafteten Personen
wurden sofort aus Frankreich ausgewiesen ,
darunter der Chefredakteur der „Gazeta
Polska “ in Paris , ferner eine Frau , die mit der
Überwachung der gegen die heutige polnische
Regierung eingestellten Landsleute betraut
war , sowie der Präsident und der Generalse¬
kretär des polnischen Nationalrates in Frank¬
reich .

Wie der französische Konsul in Danzig mel¬
det , haben die polnischen Behörden drei fran¬
zösische Staatsangehörige in Danzig verhaftet .
Ferner wurden 20 Haussuchungen bei ande¬
ren Franzosen in Danzig vorgenommen .

Das polnische Außenministerium veröffent¬
lichte eine Protestnote an Frankreich , in der
sofortige Freilassung aller von den französi¬
schen Behörden festgenommenen Staatsange¬
hörigen verlangt wird

Spanisch-Marokko
4oll unabhängig werden

gfa . Madrid . In diplomatischen Kreisen
der spanischen Hauptstadt verlautet , daß Ge¬
neral Franco vor dem Abschluß einer Al¬
lianz mit der arabischen We 11, vor
allem aber mit den -Ländern des Vorderen
Orients steht , wodurch er sich eine wesentliche
Stärkung seiner Position verspricht . Als Zei¬
chen des Entgegenkommens ist gleichzeitig die
Gewährung der völligen Unabhängigkeit
an Spanisch - Marokko geplant . Spa¬
nisch-Marokko soll unter der Leitung eines
Sohnes des jordanischen Königs Abdullah oder
unter der Herrschaft des irakischen Regenten
Abdull Illah zu einem selbständigen Fürsten¬
tum erhoben werden .

Hierzu eriahrt man noen toigende Einzel¬
heiten : Indem Franco Spanisch -Marokko , das
Spanien in den letzten Jahrzehnten so große
Schwierigkeiten und Kosten verursacht habe ,
freigebe , so argumentiert man in Madrid ,
werde er die französische und britische Posi¬
tion in Nordafrika erheblich gefährden . Auch

“ in der Ostzone

„Ein Schritt zum Frieden“
Moskau soll Farbe bekennen

Lake Succes (TP ) . Im Politischen Aus¬
schuß der Vereinten Nationen richtete der bri¬
tische Staatsminister M c N e i 1 erneut die
Aufforderung an Rußland , die Stärke seiner
Truppen bekanntzugeben . „Normalerweise “ ,
— so sagte McNeil —„gibt jede andere Nation
ihre Truppenstärke bekannt . Und wenn Ruß¬
land wirklich Frieden wünscht , wäre diese
Auskunft ein Schritt auf dem Wege dorthin “ .

Der Politische Sonderausschuß der UN be¬
gann mit der Beratung der Palästina -
Frage . Es handelt sich um zwei Haupt¬
probleme :

1 . den Plan der Schlichtungskommission , Je¬
rusalem zu einem internationalen Gebiet
zu machen , und

2 . um die Notlage der arabischen Flüchtlinge
in Palästina .

Das Mysterium von Neapel
Tausende wallfahrten zum Wunder des

heiligen Gennaro
Von unserem TP-Korrespondenten

Es haben sich schon viele Gelehrte , Litera¬
ten , Gläubige und Atheisten die Köpfe über
das Wunder des heiligen Gennaro ,des Schutzpatrons von Neapel zerbrochen , des¬
sen Blut seit Menschengedenken jeden Früh¬
ling und jeden Herbst gerinnt und im Kelch ,in dem es aufbewahrt wird , flüssig zu werden
beginnt .

Auch in diesem Herbst scharten sich die
Neapolitaner zu Tausenden vor der Patro¬
natskirche , um mit gespannter Ungeduld auf
das seltsame Schauspiel zu warten . Während
einige Frauen laut beteten , hielten andere
ihren Atem an . Alle Augen aber waren auf
den Priester gerichtet , der mit feierlichem Ze¬
remoniell den historischen Kelch mit dem
sonst eingetrockneten Blute des Heiligen dem
Tabernakel entnahm , sich alsdann mit heller
Künderstimme an die Gläubigen wandte und
mit erhobenem Kelch die Worte sagte , auf die
alle gewartet hatten : „E feli .ee mente
C o m p i u t o !“ — Das Wunder hat sich glück¬
lich erfüllt !

Das Volk fiel auf die Knie , lobte den gro¬
ßen Wundertäter durch Evivarufe und stimmte
hernach einen kirchlichen Hymnus an . Jeder ,der das Wunder »mit eigenen Augen sehen
wollte , durfte zum Altar treten und seine
Blicke in den Kelch werfen , wo sich das Blut
in flüssigem Zustande befand . Befriedigt über
das Geschaute kehrten die Neapolitaner wie¬
der zu ihren häuslichen Herden zurück .

Der Schleier des Geheimnisses
Nur die kommunistische „Unitä “ wagte es,

das Wunder abzustreiten und rollte damit
wieder einmal eine jahrzehntealte Diskussion
auf , die an der Kraft des heiligen Gennaros
herumzweifelte und auf Grund chemischer
Formeln eine natürliche Erklärung zu geben
versuchte . Schon 1909 befaßte sich der Eng¬
länder E . Graham , in seinem Buche „The
Mistery of Naples “ — „Das Mysterium von
Neapel “

, mit diesem ungewöhnlichen Ereignis .
Nach ihm Professoren , Physiker und Philoso¬
phen , sowie Prominente vom Range eines Be-
nedetto C r o c e Die einen wollten die Gerin¬
nung des Blutes auf die Wärmeausstrahlung
der vielen in der Kirche brennenden Kerzeh
zurückführen . Es wurde ihnen geantwortet ,
daß in den Jahren 1527 bis 1798 das Wunder
sich stets bei Wind , Regen oder Sonnenschein
im Freien vollzogen hätte . Andere wieder ope- ^
rierten mit chemischen Formeln und behaup¬
teten , es handele sich um eine Zusammenset¬
zung von Schokoladenpulver , Wasser . Kasein
und Küchensalz . Ihnen wurde entgegnet , daß
das Wunder auf das zwölfte Jahrhundert zu- .
rück datiere , während die Schokolade erst
nach der Entdeckung Amerikas nach Europa
gelangt sei

Wie sehr sich seither die Gelehrten über das
Phänomen den Kopf zerbrochen haben , eines
steht einwandfrei fest , daß es ihnen bis heute
nicht gelungen ist , eine plausible , natürliche
Erklärung dafür zu geben . Ob die Zweifler
Recht haben oder nicht , soll hier nicht unter¬
sucht werden . Es geht uns lediglich um die
Feststellung , daß es noch niemand fertig
brachte , das Wunder zu „entschleiern “

, so daß
die Gläubigen keinen Beweggrund haben , der
jahrhundertealten Überlieferung untreu zu
werden und ihren Widersachern nachzugeben .

Mehr Gläubige als Zweifler
Man hat auch versucht das Wunder mit vul¬

kanischen Einflüssen zu deuten , aber wenn
dem so wäre , sagen die Neapolitaner , dann
wäre auch dies ein Wunder , da sich das Flüs¬
sigwerden des Blutes an ganz bestimmten Ta¬
gen wiederhole , während die Tätigkeit der
Vulkane ein höchst unberechenbares Element
dar stelle .

Wie dem aucn sei , in Neapel sind die Gläu¬
bigen stärker als die Zweifler . Ihren Glauben
haben sie von Generation zu Generation über¬
nommen und gegen einen solchen ist es voll¬
kommen unmöglich , mit chemischen Formeln
und ähnlichen Vemunftsgründen argumentie¬
ren zu wollen Das Volk läßt sich seine reli¬
giöse Vorstellungswelt nicht so ' leicht entzau¬
bern und das mag in unserem verstandartisier -
ten Alltag im Zeitalter der Atomenergie ganz
gut sein .

Tragbare Mieten für die breiten Massen
Wohnungsbau -Gesetz in Vorbereitung '

Gegenüber dem gegenwärtigen Wohnbedarf
von mindestens vier Millionen Wohnungen in
der Bundesrepublik sollen — wie bereits be¬
richtet — im Jahre 1950 cjie ersten 250 000
Wohnungen errichtet werden . Dieses Pro¬
gramm bedeutet die Investierung von 2,3 bis
2 .5 Milliarden DM . Nach den bisher geführten
Verhandlungen erscheint die Aufbringung von
1 .6 bis 1,8 Milliarden DM gesichert Wohnun¬
gen zu bauen , deren Mieten die breiten Mas¬
sen tragen können — so erklärte Minister
Wildermuth in einer Pressekonferenz — sei
zur Zeit wegen der Unergiebigkeit des Kapi¬
talmarktes , wegen der Höhe des Kapital -Zin-

, ses (6 bis 9%) und der überhöhten Baukosten
nur mit hohen Darlehen aus öffentlichen Mit¬
teln , die mit sehr niedrigen oder ohne Zinsen
gegeben würden , möglich . Das Ziel einer ge¬
sunden Wohnbau -Politik müsse es sein ; diese
Subventionen im Laufe der Zeit überflüssig
zu machen . Das sei nur erreichbar , wenn die
Rentabilität im Wohnungsbacu ^ wiederherge -
stellt und die Wohnungs - Zwangs¬
wirtschaft allmählich , aber systema¬
tisch abgebaut werde . Überhöhte Mieten
und Zwangsbewirtschaftung seien die größt «
Hindernisse für die Entfaltung einer reg «
Bautätigkeit .

In Verhandlungen mit den Ländern wird
darauf hingewirkt werden , daß die Baupoli¬
zei und die Genehmigungsverfahren verein¬
facht und die / Gebühren gesenkt werden .
Typung , Normung und Rationalisierung sollen
gefördert , ihre Anwendung in der Praxis
durchgesetzt und neue Baustoffe und Baume¬
thoden systematisch erprobt werden . In dem
gleichen Maße , in dem das Angebot an Neu¬
bauwohnungen zunimmt , werden die zwangs¬
wirtschaftlichen Eingriffe abgebaut werden .
Auf bundesgesetzlichem Wege sind hierfür
folgende Maßnahmen geplant :

1 . Wohnungen , die ohne Inanspruchnahme
.öffentlicher Mittel errichtet werden , sind von
der Erfassung durch das Wohnungsamt , vom
Mieterschutz - und jeder besonderen Mietpreis¬
kontrolle auszunehmen .

2 . Bei Wohnungen , die mit öffentlichen Mit¬
teln gebaut werden , ist die Wohnungs -
Zwangswirtschaft insoweit aufzuloekem , daß
dem Hauseigentümer das Recht zusteht , aus
einer Vorschlagsliste des Wohnungsamtes
einen ihm genehmen Bewerber innerhalb
einer bestimmten Frist auszuwählen .

3 . Bei allen Wohnungsneubauten ist dem
Bauherrn oder demjenigen , der nachhaltig zur
Finanzierung der Wohnung beiträgt , in ange¬
messenem Rahmen ein erhöhter Eigenbedarf
gegenüber den allgemeinen Belegungsnormea
zuzugestehen , soweit die Wohnungen nicht
ohnehin von der Erfassung frei sind . v . W.

Verhandlungen mit Paris verschoben
Die deutsch -französischen Wirtschaftsver¬

handlungen sind auf den 5 . Dezember ver¬
schoben worden . Sie sollen auf Grund einer
Vereinbarung zwischen der JEIA und der
Bundesregierung von einer selbständigen

' deutschen Delegation in Paris geführt werden .
Anschließend sind Verhandlungen mit Finn¬
land , Jugoslawien und der Schweiz geplant .
Am 1 . Dezember beginnen bereits Wirtschafts¬
verhandlungen mit Pakistan . Die Bundesre¬
gierung übernimmt jetzt auch die Verantwor¬
tung für die laufenden Handelsabkommen mit
mehr als 30 Ländern . CTP)
Eierbedarf kann nicht gedeckt werden
Wie wir von maßgebender Stelle erfahren ,

besteht keine Möglichkeit , den Bedarf an
Eiern , der durch die erhöhte Nachfrage im
Hinblick auf die Weihnachtszeit erheblich ge¬
stiegen ist , wie in der Vorkriegszeit durch
Kühl - und Kalkeier auszugleichen . Die Be¬
mühungen der Bundesregierung , größere Men¬
gen Eier im 'Ausland aufzukaufen , hätten nur
geringen Erfolg gehabt . Das Bundesemäh -
rungsministerium teilt hierzu mit , daß auch
auf den Eiermärkten des Auslandes eine ge-
wisse Verknappung eingetreten sei. (VWD)

, Jetzt auch Kuchen offiziell „ohne“
Die Pressestelle des Landwirtschaftsmini¬

steriums gibt bekannt : In den letzten Tage »
haben im Landwirtschaftsministerium Bera¬
tungen der beteiligten Dienststellen und Ver¬
bände über die Einbeziehung der Kaffeehaus¬
betriebe und Konditorei -Cafes in der Gast¬
stättenversorgungsregelung stattgefunden . Die
Beratungen haben zu dem Ergebnis geführt ,daß das Landwirtschaftsministerium nunmehr
auch den Kaffeehausbetrieben und Kondito¬
rei -Cafes bestimmte Kontingente an Zucker.
Mehl und Fett für die Herstellung von Fein¬
backwaren zum Verzehr an Ort und Stelle
zur Verfügung stellen wird . Die Kontingente
werden den Betrieben nach der Zahl der aus¬
gegebenen und versteuerten Tassen Kaffee ,Tee und Kakao gewährt und sind zur Her -
st°’ i ’in <? von Konditorei - und Feinbackware »
bestimmt , die an Ort und Stelle verzehrt
werden . Für Konditorei - und Feinbackware »,
die über die Straße verkauft werden , müsse»
nach wie vor Marken abgegeben werden .
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